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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

16.03.1966 

Geschäftszahl 

1653/65 

Rechtssatz 

Die Rechtsmittelbehörde ist nur dann berechtigt, den bei ihr angefochtenen Bescheid zu beheben und die 
Angelegenheit zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an die Behörde erster Instanz 
zu verweisen, wenn die im § 66 Abs 2 festgelegten Voraussetzungen gegeben sind, nämlich, wenn der 
vorliegende Sachverhalt so mangelhaft ist, daß die Durchführung oder Wiederholung einer mündlichen 
Verhandlung unvermeidlich erscheint. 


